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URTEIL DES GERICHTSHOFES (Dritte Kammer) 

20. März 1986 * 

In der Rechtssache 8/85 

Elio Bevere, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, wohn­
haft in Luxemburg, Prozeß- und Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Ernest 
Arendt, Luxemburg, 34 B, rue Philippe-II, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Dimitrios Gouloussis als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: 
Georges Kremlis vom Juristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, 
Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Aufhebung einer Entscheidung des Direktors für Allgemeine Verwaltung 
vom 31. Januar 1984 betreffend den in Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des 
Beamtenstatuts vorgesehenen Rückkauf von Ruhegehaltsansprüchen 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten U. Everling, der Richter Y. Galmot 
und C. Kakouris, 

Generalanwalt: M. Darmon 

Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 27. Fe­
bruar 1986, 

folgendes 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Der Kläger, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, hat mit 
Klageschrift, die am 16. Januar 1985 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen ist, Klage erhoben auf Aufhebung einer Entscheidung vom 31. Januar 1984 
über die Berechnung der ihm gemäß Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des 
Beamtenstatuts angerechneten ruhegehaltsfähigen Dienstjahre. 

2 Der Kläger trat am 1. Dezember 1971 als Bediensteter auf Zeit der Besoldungs­
gruppe A 3 in den Dienst der Kommission. Er wurde mit "Wirkung vom 1. Okto­
ber 1974 in derselben Besoldungsgruppe zum Beamten auf Probe und mit Wirkung 
vom 1. Juli 1975 zum Beamten auf Lebenszeit ernannt. 1982 beantragte er gemäß 
Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des Beamtenstatuts die Zahlung des versi­
cherungsmathematischen Gegenwerts der in Italien beim INPS Mailand aufgrund 
seiner Berufstätigkeit vor seinem Dienstantritt bei der Kommission erworbenen 
Ruhegehaltsansprüche an die Gemeinschaften. Der in Rede stehende Betrag ist in 
der Folgezeit tatsächlich bei der Kommission eingegangen. 

3 Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des Beamtenstatuts bestimmt für den Fall, 
daß ein Beamter von dieser Möglichkeit Gebrauch macht: 

„In diesem Fall bestimmt das Organ, bei dem der Beamte im Dienst steht, unter 
Berücksichtigung der Besoldungsgruppe, in der er als Beamter auf Lebenszeit er­
nannt worden ist, die Anzahl der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre, die es ihm nach 
seiner eigenen Regelung für die frühere Dienstzeit unter Zugrundelegung des ver­
sicherungsmathematischen Gegenwerts ... anrechnet." 

Artikel 3 der von der Kommission erlassenen Allgemeinen Durchführungsbestim­
mungen zu Artikel 11 Absatz 2 bestimmt, daß die Anrechnung ruhegehaltsfähiger 
Dienstjahre für die vor dem Eintritt in den Dienst der Gemeinschaften liegende 
Zeit gewährt wird und daß die Anzahl der anzurechnenden ruhegehaltsfähigen 

1193 



URTEIL VOM 20. 3. 1986 — RECHTSSACHE 8/85 

Dienstjahre unter Zugrundelegung des übertragenen Betrags nach einer in Arti­
kel 3 Absatz 3 angegebenen Formel berechnet wird. Diese Formel enthält insbe­
sondere in ihrem Nenner das „Jahresgrundgehalt (T) der Besoldungsgruppe, in 
der die Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit erfolgt ist". 

4 Der Direktor für Allgemeine Verwaltung der Kommission teilte dem Kläger mit 
Schreiben vom 31. Januar 1984 mit, daß die Anzahl der ihm für frühere Zeiten 
anzurechnenden ruhegehaltsfähigen Dienstjahre nach der ihm im Jahre 1982 über­
mittelten vorläufigen Berechnung unter Zugrundelegung des übertragenen Betrags 
und unter Berücksichtigung der Besoldungsgruppe, in der er zum Beamten auf 
Lebenszeit ernannt worden sei, vier Jahre, elf Monate und vier Tage betrage. 

5 Mit der vorliegenden Klage will der Kläger erreichen, daß die anzurechnenden 
ruhegehaltsfähigen Dienstjahre nicht aufgrund des Zeitpunkts seiner Ernennung 
zum Beamten auf Lebenszeit, sondern aufgrund des Zeitpunkts seiner Einstellung, 
das heißt seines Dienstantritts bei der Kommission als Bediensteter auf Zeit, be­
rechnet werden, was in seinem Fall drei Jahre mehr ergeben würde. 

6 Die Kommission führt aus, die Klage sei unzulässig, weil die Klagefrist des Arti­
kels 91 Absatz 2 des Beamtenstatuts nicht eingehalten worden sei. Da die den 
Kläger beschwerende Maßnahme im Sinne des Artikels 90 Absatz 2 die Mitteilung 
vom 31. Januar 1984 sei, sei der vom Kläger am 21. Februar 1984 gestellte „An­
trag" auf deren Änderung die Beschwerde im Sinne dieser Bestimmung. Die still­
schweigende Zurückweisung dieser Beschwerde habe die Klagefrist in Lauf ge­
setzt. 

7 Der Kläger führt aus, das unklare Verhalten der Kommission stehe dieser Einrede 
der Unzulässigkeit entgegen. Die Mitteilung vom 31. Januar 1984 stelle weder ih­
rer Form noch ihrem Inhalt nach eine Entscheidung dar. Dies habe ihn dazu ver­
anlaßt, ausdrücklich einen „Antrag nach Artikel 90 Absatz 1" zu stellen und nicht 
eine Beschwerde einzulegen, um die Änderung der Berechnung zu beantragen. 
Nachdem er trotz einer Erinnerung vom 9. Juli 1984 keine Antwort auf diesen 
Antrag erhalten habe, habe er am 5. September 1984 eine „Beschwerde gemäß 
Artikel 90 Absatz 2 des Statuts" eingelegt. Erst mit Schreiben vom 16. Oktober 
1984 habe die Kommission ihm mitgeteilt, daß der erste Antrag bereits als Be­
schwerde anzusehen sei, die zurückgewiesen worden sei. 
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8 Der Gerichtshof ist der Auffassung, daß angesichts der Umstände dieses Falles 
zunächst die Begründetheit zu prüfen ist. 

9 Der Kläger macht dazu geltend, es sei willkürlich und diskriminierend, für die 
Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre auf den Zeitpunkt der Ernennung 
zum Beamten auf Lebenszeit abzustellen, wie die Kommission dies tue. Der ent­
scheidende Zeitpunkt müsse in jedem Fall das Datum des Dienstantritts bei den 
Gemeinschaften sein. Wenn ein Beamter vor seiner Ernennung zum Beamten als 
Bediensteter auf Zeit bei der Gemeinschaft tätig gewesen sei, könne allein durch 
die Berücksichtigung dieses Datums des Dienstantritts vermieden werden, daß er 
aufgrund der Entwicklung des Grundgehalts in der Zeit zwischen seiner Einstel­
lung als Bediensteter auf Zeit und seiner Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 
gegenüber einem Beamten, der unmittelbar als Beamter eingestellt worden sei, dis­
kriminiert werde. 

10 Die Kommission räumt ein, daß die Anzahl der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre 
nach der von ihr angewandten Berechnungsmethode je nach dem mehr oder weni­
ger späten Zeitpunkt der Ernennung eines Beamten, der zuvor Bediensteter auf 
Zeit gewesen sei, zum Beamten auf Lebenszeit variieren könne. Aufgrund der un­
terschiedlichen Regelung der Stellung der Beamten und der Bediensteten auf Zeit 
sei eine solche Ungleichbehandlung, die durch Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs 
VIII und die dazu erlassenen Allgemeinen Durchführungsbestimmungen gedeckt 
sei, jedoch nicht diskriminierend. 

1 1 Dazu ist festzustellen, daß Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 1 des Anhangs VIII 
des Beamtenstatuts zur Bestimmung des Zeitpunkts, zu dem der Beamte den in 
dieser Bestimmung genannten Betrag an die Gemeinschaften zahlen lassen kann, 
um eine Anrechnung ruhegehaltsfähiger Dienstjahre zu erlangen, auf den Zeit­
punkt „seiner Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit" verweist. Nach Unterab­
satz 2 ist bei der streitigen Berechnung von der „Besoldungsgruppe, in der er als 
Beamter auf Lebenszeit ernannt worden ist", auszugehen. Somit ist bei der in die­
sem Unterabsatz bezeichneten Berechnung auf das Grundgehalt zu diesem Zeit­
punkt abzustellen. 

i2 Für eine andere Auslegung des Artikels 11 Absatz 2 spricht auch nicht der Um­
stand, daß dies zu einer Ungleichbehandlung von zwei Personen führen kann, die 
zwar zu demselben Zeitpunkt und in derselben Besoldungsgruppe in den Dienst 
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der Gemeinschaft getreten sind, von denen aber die eine zunächst als Bediensteter 
auf Zeit, die andere dagegen unmittelbar als Beamter eingestellt worden ist. Auf­
grund der Unterschiede zwischen den Beamten und den Bediensteten auf Zeit, auf 
die die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäi­
schen Gemeinschaften anwendbar sind, bezüglich der dienstrechtlichen Garantien 
und der Sozialleistungen, insbesondere der Altersversorgung, sind die Situationen 
der beiden Personengruppen nicht miteinander vergleichbar. Dem ist mit der Kom­
mission hinzuzufügen, daß das Abstellen auf den Zeitpunkt der Ernennung zum 
Beamten auf Lebenszeit für die betroffenen Beamten in all den Fällen zu günstige­
ren Ergebnissen führt als die vom Kläger befürwortete Lösung, in denen das 
Grundgehalt zum Zeitpunkt der Einstellung als Bediensteter auf Zeit höher war als 
bei der späteren Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit. 

u In der mündlichen Verhandlung hat die Kommission ferner darauf hingewiesen, 
daß sie die in Rede stehende Berechnung zum Zeitpunkt des Dienstantritts vor­
nehme, wenn es sich um Bedienstete auf Zeit handele, die als solche Ruhegehalts­
ansprüche gemäß Artikel 39 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be­
diensteten erworben hätten. Dazu ist festzustellen, daß Artikel 40 der Beschäfti­
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten, nach dem sich die Stellung der 
Bediensteten auf Zeit, die zu Beamten auf Lebenszeit ernannt werden, richtet, kei­
nen Einfluß auf die gemäß Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des Beamtensta­
tuts vorzunehmende Berechnung hat. 

u Nach alledem greift das Vorbringen, mit dem eine Verletzung des Artikels 11 Ab­
satz 2 des Anhangs VIII des Beamtenstatuts und des Diskriminierungsverbots ge­
rügt wird, nicht durch. 

is Die Klage ist demnach abzuweisen, ohne daß es einer Prüfung der Zulässigkeit 
bedürfte. 

Kosten 

i6 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen 
jedoch die Organe in Rechtsstreitigkeiten mit Bediensteten der Gemeinschaften 
ihre Kosten selbst. 
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Aus diesen Grunden 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird abgewiesen. 

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Everling Galmot Kakouris 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 20. März 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Dritten Kammer 

U. Everling 
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